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1 Einleitung
Die Untersuchung liefert überwiegend qualitative Aussagen. In Abschnitt 4 werden quanti-
tative Ergebnisse präsentiert, die allerdings nur komparativ-statistsche Partial-Aussagen erlau-
ben. Eine dynamische Analyse quantitativer Effekte, in der beispielsweise die Konsequenzen
einer durch Bevölkerungsrückgang finanziell geschwächten Kommune für deren Infrastruk-
turqualität und die darauf folgende weitere Absenkung der Wirtschafts- und Finanzkraft
geschätzt werden, wird aufgrund der dazu notwenigen allzu zahlreichen Annahmen und
damit verbundenen Unsicherheitsfaktoren für nicht sinnvoll erachtet. Für eine dynamische
quantitative Analyse der gesamtwirtschaftlichen Effekte ausgewählter demographischer Trends
können die Studien des DIW (2002) und der Prognos (2001) herangezogen werden, die
unterschiedliche Szenarien berechnen. Der Prognosezeitraum entspricht demjenigen der
hier zugrunde liegenden Daten der INKAR-PRO des Bundesamtes für Bauwesen und Raum-
ordnung (BBR) und reicht bis zum Jahr 2020 (BBR 2003).
Die zentrale Fragestellung der Untersuchung lautet: Wird sich die Diskrepanz zwischen
den derzeit struktur- und finanzschwachen Regionen einerseits sowie den strukturstarken,
wohlhabenden Regionen andererseits vergrößern?
2 Allgemeine gesamtwirtschaftliche Auswirkungen des demographischen Wandels
auf die öffentlichen Finanzen
2.1 Zusammenfassender Überblick
Die Tabelle 1 im Anhang gibt einen strukturierten Überblick über die wichtigsten der ausge-
werteten Studien zu allgemeinen, d. h. nicht regionalisierten fiskalischen Effekten des demo-
graphischen Wandels und liefert dabei ein Raster zur systematischen Erfassung der im Einzel-
nen zu untersuchenden Auswirkungen.
Der demographische Wandel wird dabei im Wesentlichen gekennzeichnet durch eine
sinkende Bevölkerungszahl, ein zunehmendes Durchschnittsalter und eine ansteigende
Zuwanderungsquote (Beitrag Gans; Schmitz-Veltin in diesem Band). Die fiskalischen Effekte
werden in einnahme- und ausgabeseitige Wirkungen gegliedert.
2.2 Bevölkerungsrückgang
Die wichtigsten Auswirkungen des Bevölkerungsrückgangs (zum Teil in Verbindung mit der
veränderten Altersstruktur) auf die öffentlichen Finanzen sind die Folgenden (insbesondere
Unabhängige Kommission „Zuwanderung“ (2001: Abschnitt II 2.2.)):
a) Natürliche Ressourcen werden durch den Bevölkerungsrückgang in geringerem Um-
fang in Anspruch genommen. Die Umweltbelastung und die damit verbundenen öf-
fentlichen Ausgaben werden sich verringern.
b) Die Arbeitslosenquote wird zurückgehen und damit auch die korrespondierenden öf-
fentlichen Ausgaben. Langfristig wäre sogar ein Mangel an Arbeitskräften denkbar (Bei-
trag Büttner in diesem Band), wodurch eine Lohndruck-Inflation auch die Ausgaben der
öffentlichen Hand nominell ansteigen lassen dürfte.
07Müller(S084-111).p65 22.12.2005, 10:4785
Demographischer Wandel und öffentliche Finanzen
86
c) Die öffentliche Infrastruktur wird entlastet, womit langfristig ein Rückgang der entspre-
chenden öffentlichen Ausgaben verbunden ist. Kurz- bis mittelfristig sind jedoch erhöh-
te Kosten durch lokale Brachen und ein erhöhter Zuschussbedarf im Infrastrukturbereich
abzusehen. Letzterer wird durch höhere Pro-Kopf-Ausgaben im fixkostenintensiven In-
frastrukturbereich verursacht, die wiederum aus sozialen Gründen kaum vollständig über
erhöhte Gebühren zu kompensieren sind.
d) Der Bevölkerungsrückgang wird eine sinkende Nachfrage nach Wohnungen mit sich
bringen (Beitrag Waltersbacher in diesem Band). Dadurch sind auch sinkende Kosten im
sozialen Wohnungsbau sowie bei den entsprechenden Sozialtransfers zu erwarten. Al-
lerdings entstehen erhebliche zusätzliche Kosten durch Wohnungsleerstand in stark
schrumpfenden Kommunen.
e) Abzusehen ist eine abnehmende gesamtwirtschaftliche Nachfrage im Konsum-, später
auch im Investitionsgütersektor. Dies stellt eine nachfrageseitige Ursache für einen Rück-
gang des gesamtwirtschaftlichen Wachstums dar. Die Abnahme des Erwerbspersonen-
potenzials könnte in den folgenden Dekaden beim derzeitigen Verhältnis von Arbeits-
kräfteeinsatz und Produktion zu einem jährlichen Wachstumsverlust in der Größenord-
nung von einem Prozentpunkt führen (Rürup 2000: 77)).
f) Zurückgehende Investitionen werden die gesamtwirtschaftliche Produktivität schwä-
chen und damit die Wettbewerbsfähigkeit des Standorts Deutschland beeinträchtigen,
was wiederum wachstumshemmende Auswirkungen haben wird.
g) Es wird eine wachsende Pro-Kopf-Verschuldung erwartet, die sich aus steigender Ver-
schuldungsquote und abnehmender Bevölkerungszahl ergibt (Prognos 2001: 38).
2.3 Alterung
Die ansteigende Lebenserwartung und die Zunahme des Anteils alter Menschen an der
insgesamt rückläufigen Gesamteinwohnerzahl lassen folgende Effekte für die öffentlichen
Finanzen erwarten (insbesondere Unabhängige Kommission „Zuwanderung“ 2001: Abschnitt
II 2.2 und II 6.3).
a) Steigende Ausgaben bei geringerer Zahl der Beitragspflichtigen werden bei den Sozial-
versicherungen (SV) zu erhöhten Beitragssätzen und sinkendem Leistungsniveau füh-
ren (SVR 2004: 430, 435, OECD 2003, DIW 2002, Prognos 2001, Rürup 2000). Es ist mit
einer Erhöhung der staatlichen Zuschüsse zu den SV zu rechnen, verbunden mit einer
Erhöhung der Steuerlast.
b) Eine sich wandelnde Altersstruktur der Bevölkerung weist insbesondere den Kommu-
nen ein geändertes Aufgabenbündel zu, wodurch Kosten entstehen. Auf Landesebene
könnten indessen die Ausgaben pro Kopf zurückgehen, da eine alternde Bevölkerung
eines geringeren Aufwands im Bereich der öffentlichen Sicherheit und der Bildung
bedarf (Baum; Seitz; Worobjew 2003).
c) Aufgrund der altersbedingt abnehmenden Fähigkeit, neues Wissen aufzunehmen, wird
mit einer rückläufigen Innovations- und Wirtschaftskraft gerechnet. Sinn u. a. (2003: 25),
Miegel (2003), Unabhängige Kommission „Zuwanderung“ (2001: Abschnitt 2.2), OECD
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(2003: 28) führen die Wachstumsschwäche Deutschlands in den 1990er-Jahren teilwei-
se auf den abnehmenden Bevölkerungsteil im erwerbsfähigen Alter zurück. Weniger
pessimistisch sind Pack u. a. (2000: 58), die zeigen, dass die derzeit geringere Innovati-
onskraft alter Menschen weniger auf das biologische Alter zurückzuführen ist als auf die
unterentwickelten Förderbedingungen und auf die vorurteilsbedingten Hemmnisse für
Ältere. Ähnlich argumentiert die Sachverständigenkommission für den Dritten Altenbe-
richt (SVR 2001: 177). Zudem werden eine sinkende Risikobereitschaft und schwinden-
de Anpassungsflexibilität der Wirtschaft durch weniger Unternehmensneugründungen
befürchtet. Sinn u. a. (2003: 25) schlussfolgern hieraus sogar, dass durch den alterungs-
bedingten Rückgang der Unternehmensneugründungen das Arbeitsplatzangebot schnel-
ler sinken wird als das Arbeitsangebot, wodurch sich – entgegen der üblichen Annahme
– das Arbeitsmarktproblem durch den demographischen Wandel noch verschärfen an-
statt entspannen wird (Beitrag Büttner in diesem Band). Die zu erwartenden geringeren
gesamtwirtschaftlichen Wachstumsraten werden steuerliche Mindereinnahmen mit sich
bringen.
d) Die Attraktivität der Volkswirtschaft für qualifizierte Zuwanderungen wird abnehmen,
was wiederum zu einer Einbuße an Wachstumspotenzial führen wird.
2.4 Zuwanderung
Die dritte Komponente des demographischen Wandels ist die erhöhte Zuwanderung, deren
Umfang und Struktur nur begrenzt politisch steuerbar sind. Folgende Effekte auf die öffent-
lichen Finanzen werden diskutiert:
a) Langfristig sind positive oder negative Wachstumswirkungen je nach Bevölkerungsstruk-
tur der Migranten und je nach Einschätzung kultureller, gesellschaftlicher und politischer
Kosten zu erwarten. Damit einher gehen wachsende oder sinkende Steuereinnahmen
(Unabhängige Kommission „Zuwanderung“ 2001: Abschnitt II. 6.2, Sinn, u. a. 2001: 31 f.,
Prognos 2001: 21–26, Heilemann; Loeffelholz 1998, Birg 2001a).
b) Abhängig von der Struktur der Zuwanderer sind höhere oder niedrigere Erwerbsquoten
mit entsprechenden Einnahmeeffekten für die öffentliche Hand im Bereich der Steuern
und Sozialversicherungsbeiträge anzunehmen.
c) Auch die Erwartungen hinsichtlich der öffentlichen Ausgaben im Zusammenhang mit
dem Ausländeranteil variieren mit der Zuwanderungsstruktur (Birg 2001a). In jedem Fall
werden die Integrationskosten als erheblich eingeschätzt und bedürfen einer gemeinsa-
men Finanzierung von Bund und Ländern. So wird von der Unabhängigen Kommission
„Zuwanderung“ (2001: Abschnitt 10) betont, dass Integrationskosten zwar mit erhebli-
cher regionaler Streuung auftreten werden, aber die Kosten der in der Studie vorge-
schlagenen „geschlossenen, gesamtstaatlichen Integrationspolitik“ aufgrund der starken
regionalen Spillover-Effekte hälftig von Bund und Ländern finanziert werden sollten,
unter Schonung der Kommunen.
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2.5 Ableitung der zu erwartenden Gesamteffekte
Alle drei Faktoren des demographischen Wandels bewirken also äußerst heterogene und
zum Teil sich gegenseitig kompensierende Effekte bei den öffentlichen Finanzen. Es er-
scheint vermessen, alle diese prognostizierten Wirkungen quantitativ schätzen zu wollen
und daraus ein quantifiziertes Gesamtszenario zu entwickeln. Dafür ist die Anzahl der zu
treffenden Annahmen und damit die Unsicherheit zu hoch.
Als Tendenzaussage ist der Literatur aber zu entnehmen, dass die Hauptwirkung im Be-
reich der Sozialversicherungen zu erwarten ist. Dort stehen fundamentale fiskalische Effekte
bevor, die nach heutigen Vorstellungen grundlegende Reformen notwendig machen. Unter
den gegebenen Bedingungen werden die Einnahmen der Sozialversicherungen stark rück-
läufig sein. Die Ausgaben, für die die Sozialversicherungsbeiträge zweckgebunden verein-
nahmt werden, steigen in erheblichem Maße an. Dies wird vor allem bei der Renten- und der
Krankenversicherung der Fall sein. Die Arbeitslosenversicherung hingegen könnte eine leichte
Entlastung erfahren.
Das Gebührenaufkommen der Gebietskörperschaften wird zurückgehen, aber voraus-
sichtlich im ungefähren Einklang mit schwindendem Ausgabenbedarf. Dies liegt an der en-
gen Bindung der Gebührenkalkulation an die Bereitstellungskosten öffentlicher Leistungen.
Wenn erwartungsgemäß die gebührenpflichtigen öffentlichen Leistungen bei rückläufiger
Einwohnerzahl abnehmen werden, ist konsequenterweise auch mit einem Rückgang des
Gebührenaufkommens zu rechnen. Da die Gebühren im Durchschnitt (knapp) unter den
Bereitstellungskosten liegen, könnte mit einer (geringfügigen) Entlastung der öffentlichen,
insbesondere kommunalen Finanzen gerechnet werden. Dies ist aber allenfalls sehr langfri-
stig denkbar, da kurz- bis mittelfristig die hohen Fixkosten, vor allem der netzgebundenen,
kapitalintensiven Infrastruktur, eine schnelle Anpassung des Aufwands an den demographi-
schen Wandel erschweren (Beitrag Tietz in diesem Band). Die Rückführung der Ausgaben
wird also dem Einnahmenschwund mit zeitlicher Verzögerung folgen (Göschel 2002, Miera
1994).
Die erwerbswirtschaftlichen Einnahmen werden aller Voraussicht nach zurückgehen,
wenngleich zum Teil sich gegenseitig kompensierende Effekte erwartet werden. Beispiele
hierzu sind:
■ Grundstücksverkäufe der Kommune werden seltener und auf einem niedrigeren Preisni-
veau getätigt werden.
■ Der öffentliche Personennahverkehr wird zwar bei sinkender Bevölkerungszahl mit weni-
ger Fahrgästen rechnen müssen, wird aber bei gegebenem altersspezifischen Mobilitäts-
verhalten die Kundenzahl durch die geänderte Altersstruktur möglicherweise doch zu-
nehmen (Beitrag Scheiner in diesem Band).
Die direkten Auswirkungen des demographischen Wandels auf die Kreditfinanzierungs-
möglichkeiten der öffentlichen Hand dürften insgesamt (schwach) negativ sein. Eine rück-
läufige Einwohnerzahl bei ansteigendem entsparenden Bevölkerungsanteil wird das Ange-
bot am Kreditmarkt reduzieren, was c. p. den Zins ansteigen lassen wird. Allerdings relativiert
sich dieser Angebotseffekt bei weiter anhaltendem Trend zu einer Globalisierung der Kapi-
talmärkte und bei zurückgehender Kreditnachfrage der Unternehmen. Mit schwierigeren
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Kreditfinanzierungsmöglichkeiten dürften kleinere Kommunen zu kämpfen haben, wenn
deren Bonität („freie Spitze“ und Rating der Agenturen) bei alternder und rückläufiger Bevöl-
kerung schlechter eingestuft werden wird (Esters; Strasser 2001, Strasser; Richter 2001). Die
indirekten Auswirkungen des demographischen Wandels auf die Kreditmärkte könnten al-
lerdings gravierend sein, wenn die in den zahlreichen Tragfähigkeitsanalysen (synonym:
Nachhaltigkeit), insbesondere Generationenbilanzen, errechnete zukünftige fiskalische Be-
lastung nicht durch erhebliche Ausgabenkürzungen oder drastische Abgabenerhöhungen
aufgefangen wird (stellvertretend SVR 2004: 425–436). Dann werden sich der Kapitalmarkt-
zins erhöhen und die Kreditfinanzierungsmöglichkeiten erschweren.
Schließlich verbleiben die Steuern als wichtigste Einnahme der öffentlichen Hand. In
einer Studie, die das DIW zusammen mit dem Institut für Finanzwissenschaft der Universität
Freiburg im Auftrag des Bundesfinanzministeriums erstellt hat, kommen die Autoren zu dem
Ergebnis, dass der üblicherweise prognostizierte demographische Wandel (abnehmende
Einwohnerzahl, Alterung, Zuwanderung) keine gravierenden Auswirkungen auf die Gesamt-
summe der Steuereinnahmen des Staates haben wird – allerdings nur in Bezug auf die
Ausgaben. Die Simulationsrechnungen zeigen, „dass das Steueraufkommen – gegenüber
einer Referenzentwicklung ohne Veränderungen bei Demographie und Erwerbstätigkeit –
grosso modo im Gleichschritt mit der Bevölkerung abnehmen wird“ (DIW 2002: 137). Dies
gilt insbesondere dann, wenn zukünftig die Alterseinkünfte verstärkt besteuert werden (DIW
2002: 11 und 137).
Eine Untersuchung der Prognos AG kommt indessen unter Berücksichtigung der staatli-
chen Ausgaben zu anderen Schlüssen hinsichtlich der gesamtwirtschaftlichen fiskalischen
Folgen des demographischen Wandels: „Die Finanzierung der Staatsausgaben ist in den
Szenarien mit geringerer Zuwanderung aufgrund des deutlichen Rückgangs der steuerli-
chen Bemessungsbasis bei den gegebenen Steuersätzen nicht nachhaltig finanzierbar“ (Pro-
gnos 2001: 39). Zum gleichen Ergebnis kommen die bereits erwähnten Tragfähigkeitsanaly-
sen, die alle einen erheblich wachsenden Ausgabenbedarf bei sinkenden Einnahmen – ins-
besondere Sozialversicherungsbeiträgen, aber auch Steuereinnahmen – prognostizieren
(beispielsweise SVR 2003: 425–436, Europäische Zentralbank 2003, Deutsche Bundesbank
2001, Bonin 2001).
In jedem Fall werden aber erhebliche Unterschiede zwischen den einzelnen Steuerarten
zu beachten sein. Bei der Ableitung regionalspezifischer Fiskaleffekte des demographischen
Wandels muss dies berücksichtigt werden, da die einzelnen Steuern unterschiedliche Rele-
vanz für regionalspezifische Fiskaleffekte aufweisen.
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3 Regionale Differenzierung der Effekte des demographischen Wandels
auf die öffentlichen Finanzen
3.1 Zusammenfassender Überblick
Für eine Analyse regional unterschiedlicher Effekte auf die öffentlichen Finanzen werden im
Folgenden vor allem diejenigen Finanzströme betrachtet, für die eine nennenswerte und in
ihrer Wirkungsrichtung eindeutige Konsequenz aus dem demographischen Wandel abzulei-
ten ist und deren quantitative Bedeutung erheblich ist. Dazu gehören auf der Einnahmensei-
te vor allem die Steuern und insbesondere die auf Landes- und kommunaler Ebene wichtigen
Zuweisungen. Diese Einnahmeart ist bislang nicht betrachtet worden, da sie keine Einnahme
für den öffentlichen Sektor insgesamt darstellt, sondern nur für die Zuweisungsempfänger.
Auf der Ausgabenseite sind die Sozial- und Infrastrukturausgaben von herausragender Be-
deutung.
Die Tabelle 2 im Anhang gibt einen Überblick über die je nach allgemeinem Einnahmen-
und Ausgabeneffekt des demographischen Wandels (Abschnitt 2) zu ermittelnden regions-
spezifischen Auswirkungen. Als relevante räumliche Gliederung muss aufgrund der zu un-
tersuchenden Zielgröße „öffentliche Finanzen“ in einem ersten Schritt die administrative
Abgrenzung betrachtet werden, da Gebietskörperschaften die regionalen Träger der öffent-
lichen Einnahmen und Ausgaben sind. Hierbei sollte eine möglichst kleinräumige Differen-
zierung gewählt werden. Die Daten des BBR unterscheiden die demographischen Progno-
sewerte bis zur Kreisebene (Spalten 1–2 in Tab. 2). Die Problematik verdichtet sich, wenn die
regionalen fiskalischen Auswirkungen des demographischen Wandels bis auf Gemeinde-
ebene untersucht werden. Eine entsprechend kleinräumige Bevölkerungsprognose ist von
Beyer; Zupp (2002) für Brandenburg versucht worden und von Miera (1994) für den Kreis
Wolfenbüttel in Niedersachsen. Sodann verlangt eine systematisch problemorientierte und
auf die Ableitung politischer Handlungsempfehlungen ausgerichtete Analyse, dass die fiska-
lischen Effekte für differenzierte Regionstypen ermittelt werden. Hier wird auf die siedlungs-
strukturelle Gliederung der Datenbasis des BBR zurückgegriffen (Spalten 4–13 in Tab. 2).
3.2 Regional differenzierte Effekte auf der Einnahmenseite öffentlicher Haushalte
Seriöse quantitative Aussagen zu den Auswirkungen des demographischen Wandels auf die
regionale Finanzstruktur sind nur in den Fällen möglich, wo ein möglichst unmittelbarer
Bezug zwischen einem demographischen Phänomen und einem Finanzstrom der öffentli-
chen Hand besteht. Dies ist vor allem der Fall bei den Zuweisungen im Länder- und im
kommunalen Finanzausgleich, beim Einkommensteueraufkommen (kommunaler und Län-
deranteil) und Umsatzsteueraufkommen (Kommunen und Länder), aber auch bei der Ge-
werbesteuer (Kommunen) sowie bei den Gebühreneinnahmen (Kommunen).
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3.2.1 Steuern und Zuweisungen im Rahmen des Finanzausgleichs
Im Bereich der Steuereinnahmen sind zweifelsfrei erhebliche regionale Disparitäten zu er-
warten. Die wesentlichen Ursachen und Wirkungsketten dafür sind im Folgenden genannt:
a) Das Umsatzsteueraufkommen wird gemäß § 2 des Gesetzes über den Finanzausgleich
zwischen Bund und Ländern (FAG) den Bundesländern im Wesentlichen nach Maßgabe
ihrer Einwohnerzahl zuerkannt. Eine zurückgehende Einwohnerzahl bedeutet daher c. p.
rückläufige Umsatzsteuereinnahmen. Da heute keine zuverlässige Schätzung über die
Höhe des gesamten Umsatzsteueraufkommens im Jahr 2020 gemacht werden kann, ist
eine Berechnung der entsprechenden Länderanteile nicht sinnvoll. Zudem müssten
zahlreiche weitere Annahmen über andere im Länderfinanzausgleich relevante Parame-
ter formuliert werden, die aber ebenfalls nicht fundiert werden können. Zu bedenken ist
insbesondere, dass das aktuelle Finanzausgleichsgesetz (nur) bis 2019 Gültigkeit haben
soll. Wie es danach konkret aussehen wird, ist naturgemäß unklar. Daher wird in Tabelle
3 im Anhang (Spalte 8) lediglich der Änderungsfaktor errechnet, mit dem sich die unmit-
telbar einwohnerabhängigen Umsatzsteueranteile verändern. Nimmt beispielsweise die
Einwohnerzahl Bremens bis 2020 um 9,43 % ab, wie dies die Prognose des BBR schätzt,
so bedeutet das unter Berücksichtigung der Einwohnerzahlenveränderung in den ande-
ren Bundesländern eine Abnahme des Anteils an der Gesamtbevölkerung von 0,790 %
in 2002 auf 0,721 % im Jahr 2020. Dies entspricht einer Verringerung um 8,679 %. Damit
wird Bremens Anteil am einwohnerabhängigen Umsatzsteueranteil in 2020 um knapp
8,7 % geringer sein als 2002. Da die Umsatzsteuer neben der Einkommensteuer die für
die Länder wichtigste Steuereinnahme darstellt und die Steuern wiederum die stärkste
ihrer Einnahmearten sind, müssen solche Änderungen als erheblich angesehen werden.
Das Umsatzsteueraufkommen betrug 2002 gut 138 Mrd. Euro, von denen nach den
Vorwegabzügen des § 1 I FAG knapp 46 % an die Länder gingen, also ca. 63 Mrd. Euro.
b) Die Ertragshoheit der Einkommensteuer teilen sich der Bund, die Länder und die Ge-
meinden. Der Länderanteil an der Einkommensteuer beträgt 42,5 %. Dies ergibt bei
einem Aufkommen von 148,2 Mrd. Euro im Jahre 2002 (BMF 2003) einen Länderanteil
von knapp 63 Mrd. Euro, der nach dem Wohnortprinzip anfällt. Unter der stark verein-
fachten Annahme, dass sich das Einkommensteueraufkommen über alle Einwohner im
erwerbsfähigen Alter gleich verteilt, zeigt Tabelle 4, dass die ostdeutschen Flächenlän-
der einen Rückgang von 8,7 bis über 13 % der entsprechenden Einnahmen verkraften
müssen. Das chronisch unterfinanzierte Saarland und Berlin folgen auf den Plätzen 6
und 7. Eine Verstärkung der Finanzkraftdisparitäten auf der Länderebene dürfte damit
hinsichtlich des Einkommensteueraufkommens unabweisbar sein.
Natürlich hält die eben formulierte Gleichverteilungsannahme einer exakteren Analyse
kaum stand. Für die Länder und auch die Gemeinden gilt, dass die Einnahmen aus ihrem
Einkommensteueranteil von der Einwohnerzahl, der Einkommensstruktur der Einwoh-
ner und der gesamtwirtschaftlichen Situation (z. B. Schmälerung der Bemessungsgrund-
lage durch Arbeitslosigkeit) abhängt (BMF 1999). Um jedoch nicht weitere, kaum zu
fundierende Annahmen einführen zu müssen, wird hier die Entwicklung der Einwohner-
zahl im erwerbsfähigen Alter als Näherung herangezogen, die zumindest präziser sein
dürfte als die unspezifische Einwohnerzahl.
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c) Die gleiche Approximation wird zur Schätzung der zukünftigen Einnahmen aus dem
Einkommensteueranteil der Kommunen verwendet. Wenngleich auch die Umsatzsteu-
er zu einem kleinen Teil (2,2 %) den Kommunen zufließt, so wird hier doch nur am
Beispiel der Einkommensteuer aufgezeigt, welchen Einfluss der demographische Wan-
del auf die regionale Verteilung des Steueraufkommens haben kann. In Zukunft müssen
überwiegend die ländlich-peripheren, aber auch die verstädterten Räume mit einem
zurückgehenden Erwerbspersonenanteil rechnen müssen (Tab. 5). Hiervon wird insbe-
sondere Ostdeutschland betroffen sein (Tab. 1). Dies wird erhebliche Mindereinnah-
men beim kommunalen Einkommensteueranteil verursachen.
d) Eine zurückgehende Bevölkerungszahl bedeutet i. d. R. auch zurückgehende lokale
unternehmerische Tätigkeit (Beitrag Rosenfeld in diesem Band). Mindereinnahmen aus
der Gewerbesteuer sind zu erwarten (Abb. 1).
e) Es wird befürchtet, dass das Schulbildungsniveau und die Wirtschaftskraft in den Bal-
lungszentren mit hohem und zunehmendem Ausländeranteil sinken werden, was ten-
denziell zu niedrigeren öffentlichen Einnahmen führt (Birg 2001a). Die Kosten sind zwar
kaum quantifizierbar, die betroffenen Regionen sind aber durch hohe oder sehr hohe
Wanderungsgewinne zu identifizieren (Abb. 2). Vergleicht man diese Karte mit den
siedlungsstrukturellen Kreistypen des BBR (BBR 2003), so zeigt sich, dass nahezu alle
Ballungsräume mit hohen oder sehr hohen Wanderungsgewinnen rechnen müssen.
f) Im Rahmen des Länderfinanzausgleichs wird der Finanzbedarf der einzelnen Länder
überwiegend anhand der Einwohnerzahlen ermittelt (§ 2 II Gesetz über den Finanzaus-
gleich zwischen Bund und Ländern (FAG); auch Lichtblau 2001. Für Empfängerländer
bedeutet dann eine im Vergleich zu anderen Bundesländern zukünftig geringere Bevöl-
kerungszahl c. p. auch eine geringere Zuweisung. Aufgrund der mit steigender Bevölke-
rungsdichte und für die Stadtstaaten erhöhten Einwohnergewichtung (§ 9 II, III FAG)
verlieren dicht besiedelte Länder bei Einwohnerzahlenrückgang c. p. schneller an Zu-
weisungen als dünn besiedelte. Dieser Degressionseffekt ergibt sich aus der Umkeh-
rung eines progressiven Tarifs oder eben dem progressiven Gemeindegrößenansatz im
Finanzausgleich.
g) Im kommunalen Finanzausgleich ändert sich die von der Einwohnerzahl abhängige Schlüs-
selzuweisung (SZW) für eine Kommune (z. B. §§ 10 und 11 Gesetz zur Regelung des
Finanzausgleichs in Hessen (HFAG)). Kommunen mit sinkender Einwohnerzahl werden
geringere SZW erhalten. Die Schlüsselmasse, aus der sich diese Zahlungen speisen,
wird in schrumpfenden Bundesländern abnehmen, u. a. weil die Umsatzsteuer einen
wesentlichen Bestandteil darstellt und rückläufig sein wird (s. o.). Folglich müssen Kom-
munen mit sinkender Bevölkerungszahl (Abb. 1) in schrumpfenden Bundesländern in
zweifacher Sicht mit geringeren Mitteln aus dem kommunalen Finanzausgleich rech-
nen (Fehr; Tröger 2002).
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3.2.2 Gebühren und sonstige Beiträge
Da das Aufkommen aus Gebühren und Beiträgen stark von der Einwohnerzahl abhängt, ist
hier wieder in den Regionen mit dem höchsten Einwohnerschwund auch mit den stärksten
Einnahmeverlusten zu rechnen (Abb. 1). Die kommunale Ebene ist hier deutlich stärker
betroffen als die Länderebene, da die Gebühren hier einen wesentlich größeren Anteil an
den Gesamteinnahmen ausfüllen und gleichzeitig die Kommunen die höchsten Infrastruk-
turausgaben tätigen.
3.2.3 Auswertung der Ergebnisse
Mit Blick auf die zentrale Fragestellung dieser Untersuchung zeigt sich, dass einige der
derzeit eher struktur- und finanzschwachen Länder zusätzlich mit Bevölkerungsschwund
und den damit einhergehenden rückläufigen Einnahmen zu kämpfen haben werden. Zu
diesen Ländern zählen vor allem: Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern und Thürin-
gen. Dies zeigt Tabelle 5 in Verbindung mit Tabelle 4, in der die derzeitige Wirtschafts- und
Finanzkraft eines Bundeslandes und die demographisch bedingten Einnahmeneinbußen durch
die oben ermittelten Faktoren abgebildet sind. Allerdings gibt es auch strukturschwache
Bundesländer, die durch Abwanderung in den nächsten 18 Jahren nicht viel zu befürchten
haben, da sie positive Wanderungssalden erwarten können. Dies sind vor allem Brandenburg
und Berlin. Insgesamt zeigt sich, dass hinsichtlich der einwohnerabhängigen Einnahmen der
Länder kein einheitliches Muster bezogen auf die aktuelle Wirtschafts- und Finanzkraft der
Länder zu erkennen ist.
Auf kommunaler Ebene sind die Effekte ebenfalls nicht nach einheitlichem Muster ge-
streut, jedoch scheint es einen Regionstypus als eindeutigen Verlierer zu geben: Struktur-
schwache ländlich-periphere Regionen, die überdurchschnittlich mit Einwohnerschwund und
Überalterung konfrontiert sein werden, müssen mit einem erheblichen Rückgang aller Ein-
nahmearten rechnen. Weiß (2002) plädiert bereits für eine zusätzliche regional-demogra-
phisch begründete Raumkategorie des „Ländlichsten Raums“, da sich in besonders dünn
besiedelten Regionen die politischen und ökonomischen Probleme extrem verschärfen.
3.3 Regional differenzierte Effekte auf der Ausgabenseite öffentlicher Haushalte
3.3.1 Transfer- und Transformationsausgaben
Hinsichtlich der öffentlichen Ausgaben scheinen regional differenzierte quantitative Schät-
zungen besonders schwierig. Dies gilt sowohl für die Transfer- als auch für die Transformati-
onsausgaben. Bereits bei isolierter Betrachtung der Zuwanderungen aus dem Ausland wur-
de von der Unabhängigen Kommission „Zuwanderung“ (2001: Abschnitt IV 2.3) festgestellt:
„Eine differenzierte Aufstellung der Integrationsaufwendungen der Kommunen liegt derzeit
(ebenfalls) nicht vor.“ Auch die finanziellen Aufwendungen der Wohlfahrtsverbände und der
einzelnen Bundesländer sind nicht ausreichend transparent. „Eine Untersuchung über die
finanziellen Aufwendungen von Kommunen und Wohlfahrtsverbänden für Integrationsmaß-
nahmen ist notwendig.“ (Unabhängige Kommission „Zuwanderung“ 2001: Abschnitt IV.2.3
und Abschnitt IV.2.2; Heckmann o. J.). Allerdings zeigen bislang vorliegende Schätzungen
der Aufwendungen für Integrationsaufgaben, dass es sich um durchaus beachtliche Beträge
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handelt: Die „Unabhängige Kommission Zuwanderung“ (2001: Abschnitt IV 2.2) geht für
Bund und Länder von jährlich ca. 2,3 Mrd. Euro aus. Hinzu kommen die Ausgaben der Kom-
munen und der Wohlfahrtsverbände (Unabhängige Kommission „Zuwanderung“ 2001: Ab-
schnitt IV 2.3; Heckmann o. J.).
Welche konkreten Hinweise auf regional unterschiedliche Ausgabeneffekte aller drei
Komponenten des demographischen Wandels lassen sich zumindest thesenartig formulie-
ren?
a) Bei abnehmender Bevölkerungszahl sinken zumindest langfristig die Kosten für die vor-
zuhaltende öffentliche Infrastruktur (Beiträge von Waltersbacher, Scheiner, Kramer; Nutz,
Winkel, Tietz, Rosenfeld in diesem Band). Dies gilt sowohl für die Erstellungskosten als
auch für die Erhaltungsaufwendungen. Das Absinken der Kosten wird aber aufgrund der
Leistungspflicht der öffentlichen Hand nur mit zeitlicher Verzögerung dem Gebühren-
schwund hinterherhinken. Die von der Bevölkerungsabnahme betroffenen Gebietskör-
perschaften werden einen erhöhten Zuschussbedarf in diesem Bereich verkraften müs-
sen. Zu dem gleichen Ergebnis kommen z. B. Müller (2003: 33, 35), Bullinger (2002:
265, 266, 268), Winkel (2001: 4) oder Miera (1994). Da die Kommunen den mit Abstand
größten Teil der öffentlichen Infrastruktur unterhalten, sind sie von diesem Effekt stärker
betroffen als die Länder.
b) Agglomerationskosten könnten bei sinkender Bevölkerungszahl in den Metropolen zu-
rückgehen. Es wird vermutet, dass Metropolen insgesamt von sinkenden Bevölkerungs-
zahlen profitierten (Beitrag Rosenfeld in diesem Band). Allerdings ist ähnlich wie in
kleinen Kommunen für den Prognosezeitraum das Fixkostenargument zu berücksichti-
gen: Hohe Fixkosten (insbesondere der Erhaltungsaufwand) sind durch Abgaben zu
finanzieren, die eine geringere Bevölkerungszahl aufbringen muss. Insoweit dies nicht
vollständig möglich ist, steigt der Zuschussbedarf und somit die finanzielle Belastung der
Stadt (Müller 2003: 33, 35, Bullinger 2002: 265, 266, 268, Winkel 2001: 4). Eine Entla-
stung der Metropolen durch Einwohnerrückgang erscheint somit weniger im fiskali-
schen Bereich erwartet werden zu können als im Lebensgefühl der Bewohner, die der
drängenden Enge des Zentrums überdrüssig sind. Jedoch wird für die meisten Agglome-
rationen ohnehin ein weiteres Bevölkerungswachstum und keine Schrumpfung voraus-
gesagt (Abb. 1).
c) In Regionen mit starker Abwanderung entstehen Brachen, die für eine Kommune zu-
sätzliche Kosten verursachen können. Mit diesem Problem kämpfen zahlreiche ostdeut-
sche Städte und Gemeinden schon seit vielen Jahren und mittlerweile kennen es auch
westdeutsche Kommunen.
d) Die sich ändernde Altersstruktur verursacht neue Schwerpunkte in der nachgefragten
öffentlichen Infrastruktur (z. B. Pflegeheim statt Kindergarten; Beitrag Winkel in diesem
Band). Folglich wird eine regional unterschiedliche Alterstrukturänderung auch unter-
schiedlich starke Anforderungen an die Neuausrichtung der öffentlichen Leistungen
stellen und damit erhebliche zusätzliche Kosten verursachen. Üblicherweise wandern
junge, erwerbsfähige Einwohner eher ab als alte und für die Kommunen meist „teurere“
Einwohner (Göschel 2002: 33). Hinweise auf den kostenintensiven kommunalen Aufga-
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benwandel durch Änderung der regionalen Altersstruktur finden sich z. B. bei Müller
(2003: 33) und Bullinger (2002: 265).
f) Zuwanderungen von Ausländern verursachen je nach ihrer Bevölkerungsstruktur Ko-
sten für die öffentliche Hand, können aber auch positive Wachstumswirkungen entfal-
ten. Da die Zuwanderungshöhe und -struktur regional stark streuen werden, ist aber in
jedem Fall mit unterschiedlichen Belastungen und Entlastungen zu rechnen (Birg 2001a:
23–25).
g) Im Bereich der Sozialversicherungen stehen sehr starke Rückgänge der Beitragsaufkom-
men als Folge des demographischen Wandels bevor (DIW 2002: 12 und 139). Höhere
Sozialversicherungsbeiträge bei geringerem Leistungsniveau sind unvermeidlich. Aller-
dings ist davon auszugehen, dass hier keine regional differenzierten Effekte auftreten
werden, da die Sozialversicherungen überwiegend bundeseinheitlich organisiert sind.
Allerdings wird die finanzielle Schwäche der Sozialversicherungsträger c. p. eine stärke-
re Beanspruchung anderer öffentlicher Sozialleistungen verursachen. Hier sind die Kom-
munen als lokale Träger der Sozialhilfe gefordert. Zwar wird ihnen über die Besonderen
Finanzzuweisungen eine Kostenerstattung durch die übergeordneten Gebietskörper-
schaften geleistet, aber diese deckt nur einen Teil des Aufwands ab, was sich am jährli-
chen Zuschussbedarf der Kommunen in diesem Bereich (Einzelplan 4) zeigen lässt (jähr-
lich erscheinender Gemeindefinanzbericht im „Städtetag“ und Kreisfinanzbericht in „Der
Landkreis“). Erneut verzeichnen die von Entvölkerung besonders betroffenen ländlich
peripheren Räume überdurchschnittliche Probleme bei der Ausgaben- und Einnahmen-
seite.
3.3.2 Auswertung der Ergebnisse
Explizite quantitative Prognosen zu den ausgabeseitigen Auswirkungen des demographi-
schen Wandels auf die regionale Finanzstruktur werden in der vorliegenden Untersuchung
nicht versucht. Vor dem Hintergrund der oben erörterten qualitativen Aussagen liegt aber
der Schluss nahe, dass die Ausgaben der öffentlichen Hand auf kommunaler Ebene durch
den Einwohnerstrukturwandel steigen werden und dass bei abnehmender Einwohnerzahl
zunächst mit gleich bleibenden Ausgaben und daher mit einer höheren Pro-Kopf-Belastung
der verbleibenden Bevölkerung gerechnet werden muss. Erst langfristig wird der Ausgaben-
bedarf der schrumpfenden Kommunen und Länder fallen.
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Abb. 1: Bevölkerungsbestandsveränderung 2000 bis 2020
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Abb. 2: Außenwanderung 2000-2020
Quelle: BBR (2002a, Erläuterungen zur CD-ROM im pdf-Dokument, S. 27)
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4 Die demographisch bedingten regionalen Fiskaleffekte im Finanzausgleichssystem
4.1 Der Finanzausgleich als Problemlöser?
Werden die regional zum Teil stark unterschiedlichen und die bereits gegebenen Disparitä-
ten verstärkenden Effekte des demographischen Wandels möglicherweise von den beste-
henden Finanzausgleichsmechanismen bewältigt? Bekanntermaßen sorgt in Deutschland
der bundesstaatliche Finanzausgleich für eine teilweise Nivellierung der Finanzausstattung
der Länder, und die Finanzausgleichsgesetze der Länder wiederum bewirken tendenziell
eine Angleichung der kommunalen Finanzsituation. Insofern wird man spontan erwarten,
dass die demographisch bedingten regionalen Disparitäten der Fiskaleffekte zumindest teil-
weise durch die Finanzausgleichsmechanismen geheilt werden. Hier sind allerdings zwei
Einwände anzuführen:
■ Zuerst ist beim gegenwärtigen Stand der Diskussion davon auszugehen, dass die bereits
bestehenden regionalen Disparitäten in der Finanzausstattung der Gebietskörperschaf-
ten durch den Einfluss des demographischen Wandels so stark vergrößert werden, dass
die ohnehin schon häufig als zu stark nivellierend kritisierten Finanzausgleichssysteme
durch eine zu hohe Umverteilungsmasse überbeansprucht und von den Bürgern in den
Nettozahler-Regionen politisch nicht mehr getragen werden. Die prognostizierte Ein-
wohnerkonzentration in den wirtschaftlich prosperierenden Ländern und Kommunen
bedeutet auch eine entsprechende regionale Wählermassierung. Daher steht zu erwar-
ten, dass es politische Mehrheiten für den Abbau – zumindest Rückbau – der Finanzaus-
gleichssysteme geben wird.
■ Der zweite Einwand bezieht sich auf die hohe Komplexität der Finanzausgleichsmecha-
nismen. Die wechselseitige Beeinflussung des kommunalen mit dem Länderfinanzaus-
gleich und die enorme Komplexität der einzelnen Finanzausgleichsgesetze verlangen
einen erheblichen Aufwand, wenn ein Gesamteffekt der Umverteilungswirkung hinsicht-
lich der prognostizierten demographischen Konsequenzen auf das regionale Fiskalgefüge
ermittelt werden soll. Denkbar wären sogar kontraproduktive Verteilungswirkungen, die
die demographischen Fiskaleffekte noch verstärken.
Dieser Gesamteffekt kann im Rahmen der vorliegenden Untersuchung nicht ermittelt
werden, wodurch sogleich Forschungsbedarf aufgezeigt ist. Dass es sich aber um einen
lohnenden und wichtigen Forschungsbereich handelt, soll mit den folgenden Ausführungen
belegt werden. Am Beispiel der Stadt und des Landkreises Kassel wird die Berechnung der
Schlüsselzuweisungen für verschiedene Bevölkerungsprognosen simuliert und mit den tat-
sächlichen Zuweisungen des Jahres 2002 verglichen.
4.2 Das Beispiel der Region Kassel im kommunalen Finanzausgleich von Hessen
Die Tabellen 6 und 7 zeigen, dass der hessische kommunale Finanzausgleich für kommunale
Gebietskörperschaften bezogen auf die Bevölkerungszahl regressiv wirkt. Kommunen mit
rückläufiger Bevölkerungszahl werden überproportional weniger Zuweisungen erhalten. Für
die kreisfreie Stadt Kassel beispielsweise würde eine fünfprozentige Abnahme der Einwoh-
nerzahl zu einer Minderung der SZW um elf Prozent führen. Nimmt die Einwohnerzahl um
zehn Prozent ab, so reduziert sich die SZW um 23 Prozent. Auch für die Landkreise besteht
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eine progressive Beziehung zwischen Einwohnerzahl und SZW. Hier führen fünf Prozent
Einwohnerrückgang sogar zu 13 Prozent sinkenden SZW und zehn Prozent weniger Einwoh-
ner haben 26 Prozent geringere SZW zur Folge. Die INKAR Prognose 2020 geht für die Stadt
Kassel von einer Minderung der Einwohnerzahl um 4,72 Prozent aus und für den Landkreis
Kassel werden 4,68 Prozent angenommen.
Diese Ergebnisse basieren auf der Annahme, dass außer dem lokalen Bevölkerungsrück-
gang alle sonstigen Parameter gleich bleiben. So wird insbesondere nicht berücksichtigt,
dass die Schlüsselmasse aller Voraussicht nach geringer wird, was die Berechnungsergebnis-
se dramatisieren würde. Allerdings bleibt auch unbeachtet, dass bei einer hessenweit abneh-
menden Bevölkerung die Schlüsselmasse auf eine geringere Gesamtbevölkerungszahl ver-
teilt werden muss, wodurch die Problemlage entschärft würde. Wird nun angenommen,
dass diese beiden Effekte sich gegenseitig kompensieren oder blendet man derlei Einflussfak-
toren unter einer Ceteris-Paribus-Betrachtung aus, so kommt die errechnete Degression voll
zum Tragen. In jedem Fall tritt der Degressionseffekt in Kommunen auf, die im Vergleich zu
den anderen Kommunen des jeweiligen Landes einen überdurchschnittlichen Bevölkerungs-
rückgang zu verzeichnen haben. Da dies insbesondere für ländliche Kommunen und für
weite Teile Ostdeutschlands gilt, ist insgesamt mit einer tendenziellen Verschärfung der
regionalen Disparitäten zu rechnen.
Eine geänderte Bevölkerungsstruktur verändert auch die Besonderen Zuweisungen (BZW)
im HKFA, z. B. die BZW für überdurchschnittliche Arbeitslosigkeit, Sozialhilfekosten oder
Schulträgerschaft (§§ 21–28 Gesetz über den Hessischen Kommunalen Finanzausgleich
(HKFA)). Insoweit diese Zuweisungen nur einen Ausgleich für entsprechend höhere Kosten
darstellen, ist der Rückgang dieser Ausgleichszahlungen unproblematisch. Allerdings sind
zum Teil hohe Fixkostenanteile von den Kommunen auch dann noch zu tragen (z. B. Schul-
gebäude), wenn die Einwohner- bzw. Schülerzahlen schon schrumpfen und demgemäß die
Besonderen Finanzzuweisungen zurückgehen. Zudem zeigt ein Blick in die kommunalen
Haushaltspläne, dass die BZW eben nicht kostendeckend sind, sondern fast immer ein er-
heblicher Zuschussbedarf besteht. Auch hier dürften die bislang schon strukturschwachen
Regionen durch rückläufige Schülerzahlen und zunehmende Sozialhilfeberechtigte (Alters-
armut) zusätzliche finanzielle Probleme bekommen.
Insgesamt wird offenbar, dass der kommunale Finanzausgleich keineswegs geeignet ist,
die fiskalischen Effekte des demographischen Wandels zu kompensieren. Insbesondere die
Existenz des Ergänzungsansatzes für überdurchschnittliche Zuwanderung (oder ähnlicher
Regeln) zeigt, dass der kommunale Finanzausgleich für wachsende, allenfalls stagnierende
Bevölkerungszahlen konzipiert wurde und schrumpfende Einwohnerzahlen nicht adäquat
berücksichtigt.
Schließlich sei hier noch darauf hingewiesen, dass der demographische Wandel vielerorts
ein schon lange bekanntes Problem verschärfen wird: die sogenannte Stadt-Umland-Proble-
matik. In der Literatur wird oft die Meinung vertreten, dass der Finanzausgleich nicht dazu
geschaffen sei, die Stadt-Umland-Problematik zu beheben (Müller 2003: 37, Lichtblau 2001:
139). Dies trifft dann erst recht zu, wenn dieses Problem im Rahmen des demographischen
Wandels noch verstärkt wird. Hier werden dann eher interkommunale Kooperationen propa-
giert (Müller 2003: 38, Bullinger 2002: 270, Winkel 2001: 5, Miera 1994: 247) oder die
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Integration verflochtener Gebietskörperschaften zu Regionalkreisen (Blume; Blume; Müller
2003).
Aber auch abgesehen von dieser besonderen Problematik haben die angeführten Argu-
mente und Beispielsrechnungen die Nichteignung des kommunalen Finanzausgleichs als
Problemlöser für die regionalen Fiskaleffekte des demographischen Wandels belegt. Zu
verweisen ist auf die bereits früher erfolgten Modellrechnungen bei Miera (1994), die eben-
falls eindrücklich zeigen, dass der kommunale Finanzausgleich bei Einwohnerschwund und
Überalterung zu unerwünschten und zum Teil kontraproduktiven Verteilungseffekten führt.
Da auch der Länderfinanzausgleich mit einer progressiven Einwohnerwertung arbeitet, muss
auch hier mit einer degressiven Zuweisungsminderung bei Bevölkerungsrückgang eines
Landes gerechnet und die Problemlösungspotenz des bundesstaatlichen Finanzausgleichs
ebenfalls bestritten werden.
5 Zusammenfassende Betrachtung von Einnahmen- und Ausgabenseite:
politischer Handlungsbedarf
Regional unterschiedlich wirkende fiskalische Effekte des demographischen Wandels wer-
den auf der Einnahmenseite stärker und schneller zu spüren sein als auf der Ausgabenseite
(time lag, Fixkosten), und die Kommunen werden heftiger betroffen sein als die Länder
(höherer Infrastrukturbestand, höherer Anteil an einwohnerbezogenen Zuweisungen).
Grundsätzlich gilt, dass – von wenigen Sonderfällen abgesehen – der Einwohnerschwund
zu Einnahmenrückgang bei zunächst durch sprungfixe Kosten gleich bleibenden oder gar
steigenden Ausgaben (z. B. durch Kosten der Umwandlung von Brachland oder dem tech-
nisch notwendigen Rückbau der Abwasserkanalisation) führen wird. Der mit dem demogra-
phischen Wandel einhergehende Strukturwandel innerhalb der regionalen Bevölkerung lässt
in den allermeisten Regionen ebenfalls sinkende Einnahmen und steigende Kosten erwar-
ten (Überalterung, Schülerschwund). Davon nicht betroffen sind prosperierende, wirtschafts-
starke Regionen, die mit einer relativ günstigeren Entwicklung der Einwohnerstruktur rech-
nen können.
Es zeigte sich, dass auf kommunaler Ebene zwar nicht ausschließlich, aber doch überwie-
gend die ländlich-peripheren, finanz- und wirtschaftsstrukturschwachen Regionen von den
negativen Fiskaleffekten des demographischen Wandels in erheblichem Maße betroffen
sein werden. Insofern muss die eingangs formulierte zentrale Fragestellung der vorliegen-
den Untersuchung mit „Ja“ beantwortet werden: Der demographische Wandel wird die
regionalen Disparitäten eher verstärken als abschwächen. Zudem sind die bestehenden
Finanzausgleichsmechanismen zur Problemlösung ungeeignet.
Ein politisches Gegensteuern erscheint von drängender Notwendigkeit, wenn man dem
Verfassungsauftrag gleichwertiger Lebensverhältnisse (Art 72 II GG) auch zukünftig im bis-
herigen Umfang gerecht werden wollte. Konkrete Maßnahmenbeispiele sind:
a) Im kommunalen Finanzausgleich müsste der Ergänzungsansatz für überdurchschnittli-
che Zuwanderung (z. B. § 11 III HKFA) ersetzt oder es müsste ein Ergänzungsansatz für
überdurchschnittlichen Bevölkerungsschwund hinzugefügt werden. So wird für die Raum-
planung bereits ein Paradigmenwechsel gefordert, nach dem sich die Planer nicht mehr
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an regionalen Wachstums-, sondern (noch mehr) an Schrumpfungsszenarien orientieren
sollen (Müller 2003: 37 f.; Bullinger 2002: 270). Auch Mäding (2003) und Miera (1994)
weisen auf die hohe Sensibilität des Finanzausgleichs hinsichtlich schrumpfender Bevöl-
kerung hin. Allgemein dürfte eine Einwohnerveredelung im LFA und im KFA zugunsten
besonders dünn besiedelter Regionen notwendig werden. Die bislang mit wachsender
Einwohnerzahl steigende Einwohnerveredelung müsste einer dem U-förmigen Kosten-
verlauf entsprechenden Veredelung weichen. Nach Seitz (2002), aber auch Tullock (1968)
und O’Sullivan (1990) haben extrem dünn besiedelte Kommunen einen sehr hohen Pro-
Einwohner-Ausgabenbedarf (negativer Skaleneffekt), ebenso wie hochverdichtete Re-
gionen (Ballungskosten). Der meist als U-förmiger Kostenverlauf bezeichnete Effekt
liegt auch der Theorie optimaler Stadtgröße zugrunde. Der Finanzausgleich in Deutsch-
land weist indessen eine mit der Einwohnerzahl monoton steigende Einwohnerverede-
lung auf, wobei die Einwohnerzahl und nicht die Einwohnerdichte zugrunde gelegt wird
(Eltges u. a. 2001, ifo 2000, RWI 2001, ZEW 2000, aber auch bereits ARL 1980; für eine
zusammenfassende Bemerkung zu den Mehrbedarfen für Stadtstaaten Lichtblau 2001:
139). Allerdings ist hier mit Recht einzuwenden, dass dabei ineffizient kleine Gemeinde-
größen subventioniert werden und dass das notwendige Subventionsvolumen sehr bald
über alle Ufer treten würde. Insofern wären die Vor- und Nachteile der Einführung eines
Ergänzungsansatzes für überdurchschnittliche Schrumpfung sehr sorgfältig abzuwägen.
b) Die Stadt-Umland-Problematik hat sich in den letzten Jahren in den verstädterten Regio-
nen zugunsten der zentrumsnahen Umlandgemeinden und zu Lasten der Kernstädte
entwickelt. Die hiervon betroffenen Kernstädte erleben daher nicht nur einen dem
allgemeinen demographischen Trend entsprechenden Einwohnerschwund und sich
ändernde Einwohnerstrukturen, sondern zusätzlich eine Flucht der besser verdienenden
Wohnbevölkerung in das Umland. So schätzen Mäding (2001) und Göschel (2002) den
Einnahmenverlust pro abwanderndem Einwohner ins Umland auf 1700 bis 4000 DM.
Hier verdoppeln sich die negativen fiskalischen Effekte. Eine wirkungsvolle Gegenmaß-
nahme kann neben einer in jedem Fall notwendigen Reform des kommunalen Finanz-
ausgleichs in der Bildung von Regionalkreisen gesehen werden, in denen gemäß dem
Prinzip der fiskalischen Äquivalenz die verflochtene Kernstadt mit den Umlandkommu-
nen eine gebietskörperschaftliche Einheit bildet (Blume; Blume; Müller 2003). Beispiele
für erfolgte Regionalreformen sind die Stadtregion Saarbrücken und die Region Hanno-
ver. Diesbezügliche Diskussionen können in Mecklenburg-Vorpommern im Rahmen
einer groß angelegten Verwaltungsreformdiskussion verfolgt werden und auch in der
Stadt Halle und deren Umlandregion. Zusätzlich sind diejenigen Regelungen abzubau-
en, die die Stadtflucht bislang förderten, wie z. B. die Entfernungspauschale.
c) Die ohnehin schwierige finanzielle Lage der Länder und insbesondere der Kommunen
wird sich im Zuge des demographischen Wandels weiter verschärfen und dabei die
bestehenden regionalen Unterschiede tendenziell verstärken. Die üblichen und wohl-
feilen Sparappelle werden nicht ausreichen – selbst wenn sie befolgt werden. Grundle-
gende Umstrukturierungen der öffentlichen Leistungserstellung und Leistungsabgabe
bis hin zur Auflösung von Verwaltungsebenen (z. B. Regierungspräsidien) oder Zusam-
menlegung von Gebietskörperschaften (z. B. Regionalkreise), um die intraregionale
Kooperation voranzutreiben, werden notwendig (Jaensch; Blume 2003, Köppen 2003:
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128, OECD 2003: 28, BBR 2001). Die Aufgaben für die öffentliche Verwaltung müssen
wesentlich verringert werden, was nur mit einem weit reichenden Abbau bisheriger
Vorschriften (Deregulierung innerhalb der Verwaltung und im Bereich der privaten Wirt-
schaft) möglich sein wird. Privatinitiative, Privatisierungen und Public Private Partnerships
werden zukünftig eine zentrale Rolle spielen bei der Lösung anstehender Fiskalproble-
me. In Anlehnung an Beyer; Zupp (2002: 96) könnte ein massiv zunehmendes ehren-
amtliches Engagement der doch immer vitaleren Menschen im Ruhestand zur Problem-
lösung beitragen und soziale Aufgaben der Kommunen übernehmen. Als verlässlicher
Parameter sollte dies aber von der Politik besser nicht einkalkuliert werden.
Zusammenfassend ergibt sich also die Frage, ob zukünftig für die benachteiligten Regio-
nen überhaupt noch aktive Regionalpolitik bzw. ein horizontaler Finanzausgleich mit dem
bisherigen Nivellierungsausmaß betrieben werden kann. Mangels finanzieller Möglichkei-
ten der übergeordneten Gebietskörperschaften und vor dem Hintergrund der geringen Er-
folgschancen vor allem in den ländlich-peripheren Räumen wird die aktive Regionalpolitik
wahrscheinlich einer passiven Sanierung weichen müssen und das Nivellierungsniveau der
Finanzausgleichssysteme wird wohl deutlich abgesenkt werden müssen. Dies erscheint ins-
besondere vor dem Hintergrund der zukünftig zu erwartenden Wählerkonzentration in den
prosperierenden Regionen wahrscheinlich.
Dieses ungünstige Gesamtbild gewinnt unter Berücksichtigung der in Abschnitt 2 formu-
lierten Annahme einer rückläufigen gesamtwirtschaftlichen Wachstumsrate noch schärfere
Konturen. Überdies bleibt zu bedenken, dass der demographische Wandel nach 2020 noch
an Stärke zunehmen und im verstärkten Maße auch in anderen europäischen und OECD-
Staaten zu beobachten sein wird (Beitrag Gans; Schmitz-Veltin „Grundzüge ...“ in diesem
Band). So werden die demographisch verursachten fiskalischen Probleme in den Städten als
„key issue“ der nächsten Jahre bezeichnet (Winkel 2001: 5, Europäische Kommission 2001:
41 ff., OECD 2003: 108).
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Tab. 4: Veränderung der regionalen Anteile der Bevölkerung im
erwerbsfähigen Alter
Quelle: Spalte 2 und 3: BBR (2003), Spalte 4: eigene Berechnung
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